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Europaangelegenheit 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union; 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 
Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und 
den Ausschuss der Regionen über eine EU-Strategie für Flüssig-
erdgas und die Speicherung von Gas 
COM (2016) 49 final 
BR-Drs. 79/16 

Verfahren gemäß § 83c BayLTGeschO 

1. Der Ausschuss hat in seiner 40. Sitzung am 19. April 2016 im 
Wege der Vorprüfung beschlossen, dass eine Stellungnahme des 
Landtags gegenüber der Staatsregierung und/oder der Europäi-
schen Union erforderlich ist. 

2. Der Ausschuss hat beschlossen, das Vorhaben zur weiteren Bera-
tung gemäß § 83c Abs. 1 BayLTGeschO an den Ausschuss für 
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie 
und Technologie zu überweisen. 

Begründung: 

Das Vorhaben ist nach dem Ergebnis der Vorprüfung landespolitisch 
von Bedeutung und betrifft Interessen des Landes. 

Die EU-Strategie für Flüssigerdgas und die Speicherung von Gas ist 
eine von vier Komponenten des sog. „Winterpakets“ zur Vollendung 
der Energieunion, das die Kommission am 16.02.2016 vorgestellt hat.  

Die Strategie enthält insbesondere Vorschläge zur  

• Schaffung einer Infrastruktur, über die alle Mitgliedstaaten Zugang 
zu den LNG-Märkten haben 

• Vollendung des Erdgasbinnenmarkts 

• Verbesserung der Vorschriften für die grenzüberschreitende Nut-
zung von Speicheranlagen 

• Förderung freier, liquider und transparenter Märkte für Flüssiggas. 

Die Umsetzung der Strategie mit dem Ziel der Verbesserung der Ver-
sorgungssicherheit im Energiesektor liegt im bayerischen Interesse. 
Es sind sowohl Belange des bayerischen Staates wie auch der baye-
rischen Wirtschaft (z.B. Pipelineführungen, grenzüberschreitende 
Nutzung von Speicherkapazitäten etc.) betroffen.  


